
CGsunter Raacke
Unter den knapp 200 SsOUveranen Staaten dieser Welt, dıe mıteinander di-
plomatischen Verkehr unterhalten und einander als Völkerrechtssub-
jekte‘ anerkennen, iIStT Israel ein Sondertall. Das betriftft Staatszweck,
Staatsgebiet und Staatsvolk. Der Staat Israel hat zunächst W1e€e alle Staa-
ten eıne Sicherungs- und Schutztunktion für die Angehörigen se1ınes
Staatsvolkes. Es 1St die Absıcht dieses Staates, „dem jüdischen olk die
Stellung eıner gleichberechtigten Natıon den Völkern verle1-

c7hen Damıt verfolgt den gleichen Zweck W1€ die 1mM vorıgen Jahrhun-
ert gegründeten Nationalstaaten (Deutschland, Italıen) und die 1n die-
SC Jahrhundert zunächst ach dem Ersten Weltkrieg (aus dem Zertall
des Habsburgerreichs und des Osmanıiıschen Reiches) IC entstandenen
Staaten in Miıtteleuropa, dıe ach dem / weıten Weltkrieg und der eko-
lonıialısıerung entstandenen Staaten 1n Afrıka und Asıen und die A4AUS dem
Zerbrechen der SowjJetunion hervorgegangenen Staaten. Das
Staatsvolk umfta{t WAar die Bewohner des Landes, selen sS1e Juden, Chri-
STCN, Moslems, Buddhisten, Atheisten USW.; eıne Option, diesem
Staatsvolk zugehörıg werden können, haben 1aber Juden überall auftf der
Welt, enn diesen “sınd seine Tore weıt geöffnet“ (wobeı manchmal
sehr streıtig se1n kann, ob eıner, der die Staatsbürgerschaft begehrt, wirk-
iıch eın Jude ıst) Was das Staatsgebiet anbetrifft, AE das der Te1l der
Erdobertläche, VO dem TrE1 Religionen behaupten, da sıch 1er ıhre (:
meıinschaft begründende Offenbarungsakte ereignet haben und die dar-
Aaus Ansprüche 1ableiten (die Christen ach den gescheiterten Kreuzzuügen
Besuchsrecht, Souveränitätsrechte die Moslems).

Gekürzte Wiıedergabe AUS „Wege tinden Brücken bauen“. FS Deutsch-Israelische Gesell-
schaft Kassel. 1995
Der Name kann irreführend se1n. [)as Völkerrecht 1sSt keın Rechrt der Vöhker, ethnischer Eın-
heiten, sondern Recht der Beziehungen SsOouveraner Staaten zueinander, die keine andere Au-
Orıtät über sıch anerkennen. Es 1st VOT allem Gewohnheits-, Vertrags- un!: Vereinsrecht völ-
kerrechtlicher Vereinigungen, hınzu kommen dıe Grundsätze der Rechtsprechung
internationaler Gerichte.
Unabhängigkeitserklärung VO Maı 1948
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Staat, Staatsgebiet, staatliıche Instıtutionen werden gebraucht als Miıttel,
(sott dienen, die eigene Religion ausüben können. Dem Chri1-

SteN, der 7zwiıischen dem profanen, weltlichen Bereich und dem sakralen,
geistlichen LIreENNLT, INa das suspekt erscheıinen. Staat, staatlıche Gewalt,
für viele 1St das allenfalls ein notwendiges Übel, das der Vorläufig-
eıt der diesseitigen Ordnung werden mu(ßß, das aber letztlich
doch abgelöst werden sollte durch eıne Ordnung der Liebe der nıcht-
christlich-humanıistisch gesprochen der Solidarität. Dıe Inanspruch-
nahme VO „Staatlıchkeıt“ als Mıiıttel der Religionsausübung wiırd Zzusatz-
ıch verbunden MIt dem Anspruch, „dıe anderen Geschichtsvölker“
lehren wollen W ıe können die Juden dıe anderen Völker lehren?
Vor einıger Zeıt hatte iıch Gelegenheıt, mıt eiınem der Maänner sprechen,
die be]l der Staatsgründung miıtgewiırkt haben Meın Gesprächspartner
W ar Haım Cohn, 1911 1in Lübeck geboren, Sohn eınes Bankiers:; beıde
Großväter Rabbiner. dem dritten Lebensjahr lernte HE:
räisch. Er sollte, der Famıilientradıition entsprechend, Rabbiner werden.
Wiährend des Studiums auf der Rabbinerschule in Jerusalem (Merkaz ha-
Rav yeshıva) entdeckt seıne Liebe ZUu profanen Recht, studiert in
Deutschland, macht Antang 1933 das Referendarexamen, studiert ın Eng-
and weıter und praktızıert 1m Mandatsgebiet VO 1937 bıs 194 / als An-
walt, hauptsächlich VOT den für „Personenstandssachen“ zuständıgen
Rabbinatsgerichten, die schon d1e Türken eingerichtet hatten. So dUSSC-
wlıesen als Praktiıker deutschen Kodifikations-, englischen Fall- und ber-
lieferten jüdischen Rechts („‚Halakhas): gleichzeitig aber auch anerkannt
als Wissenschaftler (Thema seıner deutschen Dissertation: Methodologie
des jüdischen Rechts), gehört den „Statıkern“ dieses Staates. Wıe eın
Statiker durch se1ın Werk für das Gserust und die Standtestigkeit e1nNes
Hauses 3 hat Haım Cohn als Rechtsdenker für das „Funktionıe-
FEn  c dieses Staates, selner Urgane und Behörden, gesorgt und damıt die
Bühne miıtgeschaffen, auf welcher die 1MmM Rampenlıicht der Offentlichkeit
stehenden, einander abwechselnden Politiker und Koalitionen agıeren
können. Er W ar Miıtvertfasser der Unabhängigkeitserklärung VO Maı
194 Er W1I'd 1n wıissenschaftlichen Werken 1n der SaNzZCH Welt Zzıtlert.
uch deutsche Jurısten lassen sıch VO ıhm befruchten. Vor deutschen
Kollegen hält 1MmM Jahre 1979 eınen Vortrag „Menschenrechtliches AaUuUs

dem altjüdischen Recht“, der seine rechtsphilosophischen und rechtspoli-
tischen Grundanschauungen zusammentafßt. Seine These YZentralkigur
des jüdischen Rechts 1sSt (SOtt Irotz seiner iınhärenten Göttlichkeit 1St die-
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SCS Recht nıcht W1€ (sott selbst unwandelbar, sondern unterliegt solchen
Änderungen, W1€ sS1e ertorderlich seın mogen, das yöttliche Recht JE-
weıls herrschenden menschlichen Gerechtigkeitsbegriffen und -bedürtf-
nıssen ANZUDASSCH. Di1e juristische Fiktion der Göttlichkeıit, auch der tal-
mudıschen Lehre, bezweckt und ermöglıcht die Ersetzung überholter,
Her als ungerecht empfundener Rechtsnormen durch9 modernes,
aber nıcht mınder göttliches Recht, dem EW wıederses Recht nicht wie Gott selbst unwandelbar, sondern unterliegt solchen  Änderungen, wie sie erforderlich sein mögen, um das göttliche Recht je-  weils herrschenden menschlichen Gerechtigkeitsbegriffen und -bedürf-  nissen anzupassen. Die juristische Fiktion der Göttlichkeit, auch der tal-  mudischen Lehre, bezweckt und ermöglicht die Ersetzung überholter,  nun als ungerecht empfundener Rechtsnormen durch neues, modernes,  aber nicht minder göttliches Recht, dem nun wieder ... göttliche Gerech-  tigkeit und göttliche Barmherzigkeit anhaften müssen. Aus der Göttlich-  keit des Rechtssystems folgt, daß es in Wahrheit keine Menschenrechte,  sondern nur Menschenpflichten gibt. Gott kann als Herrscher und Recht-  setzer nur Pflichten auferlegen, aber nicht selbst übernehmen — die  ‚Rechte‘, die er Menschen einräumen mag, sind Früchte seiner Gnade und  seines Wohlwollens. Der Verpflichtete erfüllt seine Pflicht gegen Gott, in-  dem er dem Mitmenschen die von Gott vorgeschriebenen Rechte ein-  räumt. Das Diebstahlsverbot setzt ein Eigentumsrecht voraus, ebenso wie  die Pflicht zur Rückerstattung verlorenen Gutes oder das Verbot der  Grenzverrückung. Wer die Pflichten gegenüber Witwen und Waisen, Ar-  men und Fremdlingen nicht erfüllt, dem soll die Ermahnung ‚und fürchte  dich vor deinem Gott‘ zum Bewußtsein bringen, daß Gott die Mißach-  tung eines Nebenmenschen nicht ungeahndet läßt, auch wenn dieser we-  der die Kraft noch Rechtsmittel hat, sich zu verteidigen.“  Für Haim Cohn „gibt es wohl kaum ein Gebiet in dem großen Komplex  der Menschenrechte (wie sie heute verstanden werden), das nicht schon  im altjüdischen Recht seinen Ausdruck gefunden hat“.  Und genau darin liegt die Faszination jüdischen Rechts- und Staatsden-  kens: Aus der Rückbesinnung auf die eigenen Anfänge wird das Zu-  kunftsziel gewonnen. In der Proklamation vom 14. Mai 1948 wird der  Anspruch auf eigene Staatlichkeit auch damit begründet, daß das jüdische  Volk im Lande Israel der Welt das unsterbliche „Buch der Bücher“ ge-  schenkt habe. Dieses Buch der Bücher, Jahrhunderte hindurch in An-  spruch genommen als die Ankündigung des Messias, die sıch durch den  Nazarener erfüllt habe, wird heute von christlichen Theologen auch sozi-  algeschichtlich gesehen. Man erkennt, daß auch der Staat (zur Zeit Da-  vids) in Israel „ein Stück Offenbarungsgeschichte“ ist und daß (nach dem  Exil) „unter dem Dach des jeweiligen Großreiches ... auf kleinem Raum  unter der Herrschaft Gottes gewissermaßen eine Modellgesellschaft für  die anderen Völker entsteht, die zugleich im engen Zusammenhang damit  in der Lage ist, vom wahren Gott zu sprechen, der inzwischen als der ein-  FrRu NF 4/1996  265yöttliche Gerech-
tigkeıt und yöttliche Barmherzigkeıt anhatften mussen: Aus der Göttlich-
eıt des Rechtssystems {Olgt, da{fß CS 1in Wahrheit keine Menschenrechte,
sondern LLUT Menschenpflichten o1bt. C7OTt AAan als Herrscher und Recht-
Sei7eT 1L1UT Pflichten auferlegen, 1aber nıcht selbst übernehmen die
‚Rechte“, die Menschen einräumen INaS, sınd Früchte seiner Gnade und
selnes Wohlwollens. Der Verpflichtete ertüllt seıne Pflicht Gott, 1N-
dem dem Mitmenschen die VO (zott vorgeschriebenen Rechte e1N-
raumt. [as Diebstahlsverbot eın Eigentumsrecht VOTraus, ebenso W1€e
die Pflicht ZUrF Rückerstattung verlorenen (Csutes der das Verbot der
Grenzverrückung. Wer dıie Pflichten gegenüber Wıtwen und Waısen, Ar-
11I6  an und Fremdlingen nıcht ertüllt, dem soll die Ermahnung ‚und ürchte
dich VOT deinem (3ött: ZU Bewulfstsein bringen, da (Zött die Mißach-
Lung eınes Nebenmenschen nıcht ungeahndet Läfst, auch WeNnNn dieser
der die Kraft och Rechtsmiuttel hat, sıch verteidigen.“
Fur Haım Cohn „g1bt ohl aum e1n Gebiet 1n dem großen Komplex
der Menschenrechte (wıe sS1e heute verstanden werden), das nıcht schon
1m altjüdischen Recht seinen Ausdruck gefunden hat“
Und darın liegt dıie Faszınatıon jJüdıschen Rechts- und Staatsden-
ens Aus der Rückbesinnung auf die eıgenen Anfänge wiırd das Z
kunftsziel In der Proklamatıon VO Maı 1948 wird der
Anspruch aut eigene Staatlichkeit auch damıt begründet, da{i das jüdische
olk 1m Lande Israel der Welt das unsterbliche „Buch der Bücher“ DEn
schenkt habe Dieses uch der Bücher, Jahrhunderte hındurch 1N An:-
spruch2als dıe Ankündigung des Messıas, die sıch durch den
Nazarener ertüllt habe, wırd heute VO christlichen Theologen auch SO7Z1-
algeschichtlich gesehen. Man erkennt, da{ß auch der Staat (zur Zeıt Da-
v1ds) {} Israel „eın Stück Offenbarungsgeschichte“ 1ST und da{fß (nach dem
Exıl) SUHTE dem ach des jeweiligen Großreichesses Recht nicht wie Gott selbst unwandelbar, sondern unterliegt solchen  Änderungen, wie sie erforderlich sein mögen, um das göttliche Recht je-  weils herrschenden menschlichen Gerechtigkeitsbegriffen und -bedürf-  nissen anzupassen. Die juristische Fiktion der Göttlichkeit, auch der tal-  mudischen Lehre, bezweckt und ermöglicht die Ersetzung überholter,  nun als ungerecht empfundener Rechtsnormen durch neues, modernes,  aber nicht minder göttliches Recht, dem nun wieder ... göttliche Gerech-  tigkeit und göttliche Barmherzigkeit anhaften müssen. Aus der Göttlich-  keit des Rechtssystems folgt, daß es in Wahrheit keine Menschenrechte,  sondern nur Menschenpflichten gibt. Gott kann als Herrscher und Recht-  setzer nur Pflichten auferlegen, aber nicht selbst übernehmen — die  ‚Rechte‘, die er Menschen einräumen mag, sind Früchte seiner Gnade und  seines Wohlwollens. Der Verpflichtete erfüllt seine Pflicht gegen Gott, in-  dem er dem Mitmenschen die von Gott vorgeschriebenen Rechte ein-  räumt. Das Diebstahlsverbot setzt ein Eigentumsrecht voraus, ebenso wie  die Pflicht zur Rückerstattung verlorenen Gutes oder das Verbot der  Grenzverrückung. Wer die Pflichten gegenüber Witwen und Waisen, Ar-  men und Fremdlingen nicht erfüllt, dem soll die Ermahnung ‚und fürchte  dich vor deinem Gott‘ zum Bewußtsein bringen, daß Gott die Mißach-  tung eines Nebenmenschen nicht ungeahndet läßt, auch wenn dieser we-  der die Kraft noch Rechtsmittel hat, sich zu verteidigen.“  Für Haim Cohn „gibt es wohl kaum ein Gebiet in dem großen Komplex  der Menschenrechte (wie sie heute verstanden werden), das nicht schon  im altjüdischen Recht seinen Ausdruck gefunden hat“.  Und genau darin liegt die Faszination jüdischen Rechts- und Staatsden-  kens: Aus der Rückbesinnung auf die eigenen Anfänge wird das Zu-  kunftsziel gewonnen. In der Proklamation vom 14. Mai 1948 wird der  Anspruch auf eigene Staatlichkeit auch damit begründet, daß das jüdische  Volk im Lande Israel der Welt das unsterbliche „Buch der Bücher“ ge-  schenkt habe. Dieses Buch der Bücher, Jahrhunderte hindurch in An-  spruch genommen als die Ankündigung des Messias, die sıch durch den  Nazarener erfüllt habe, wird heute von christlichen Theologen auch sozi-  algeschichtlich gesehen. Man erkennt, daß auch der Staat (zur Zeit Da-  vids) in Israel „ein Stück Offenbarungsgeschichte“ ist und daß (nach dem  Exil) „unter dem Dach des jeweiligen Großreiches ... auf kleinem Raum  unter der Herrschaft Gottes gewissermaßen eine Modellgesellschaft für  die anderen Völker entsteht, die zugleich im engen Zusammenhang damit  in der Lage ist, vom wahren Gott zu sprechen, der inzwischen als der ein-  FrRu NF 4/1996  265aut kleinem Raum

der Herrschaft (sottes gewissermaßen eiıne Modellgesellschaft für
die anderen Völker entsteht, die zugleich 1m Zusammenhang damıt
in der Lage SE VO wahren (5O{1 sprechen, der iınzwischen als der e1n-
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zıge Gott anerkannt 1St  c (SO Norbert Lohfink)*. Dem katholischen Altte-
stamentler 1St das eiıne ıhm zugewachsene Geschichtserkenntnis (eine (5€e-
neratıon WAarlr das och nıcht gesehen worden), den Staatsgrun-
ern W ar das, dıe Völker lehren, Handlungsmaxıme.
Eın anderer Theologe der Gegenwart, Manftred GOörg, kommt 1n eınem
Ansatz, „der eın wen12 ber das hinausführt, W 245 Man bislang ylaubte VeI“-=

FreFenNn können“, der „Meınung, WITr sollten das Neue TLestament
nıcht die Erwartung herantragen, da{ß CS allen 1m Alten Testament gC-

C 5weckten Bedürtnissen entspricht Er zeıgt auf, „WI1e CN Chrısten dıe
Juden geknüpft sind da{ß die Autnahme der jüdischen Erwartung eın
substantieller Bestandteıl dessen 1St, W as Christen erwarten“.
Und da sınd jüdischer Rechtsdenker und christlicher Theologe einander
ahe In der Begrüßungsansprache der Tagung mMI1t deutschen Kollegen
tuhrt Cohn AHSE  N Nır Ssind in uUuNseremm kleinen Lande eın Häiäuflein bege1-
TeTItEr Idealısten, die ber die juristischen Tagesprobleme hinweg dem
1 uxus mess1ianıscher Vıisıonen eıner auft Recht und Gerechtigkeıt bauen-
den besseren Welt frönen.“
Im Grundgesetz 1St s „Verpflichtung aller staatlichen Gewalt“, die 112

tastbare „Würde des Menschen achten und schützen“ Das dem
grundeliegende Menschenbild hat W ar se1ıne Formung durch den aufklä-
rerisch-neuzeıitlichen Vernunftbegritf ertahren, CS geht aber zurück aut
die in Israel geborene Vorstellung VO Menschen als Ebenbild (zottes
(Gen 1,26 f} Bıs der at7 VO der unantastbaren Würde des Menschen
die Stelle kam, der Jetzt steht, bedurfte CS einer langen Entwicklung.
Nun 1sSt s ein Irrtum, AUS dem „Überschwang der Aufklärung“ erwach-
SCH; dem auch heute och Theologen und Philosophen anhängen, da{ß CS

sıch be] den auf der Menschenwürde beruhenden Menschenrechten
natürliche, jedem Menschen als Menschen einsichtige Rechte handele. Da
werden die geschichtlichen Bedingungen außer acht gelassen. „Der (Ze-
danke der Menschenrechte 1STt nıcht unıversal, 1St aber unıversalisierbar.
Er ann nämlich Evıdenz beziehen AUS der Erfahrung wechselseitiger An-
erkennung Ebenbürtiger. Der Wunsch ach Anerkennung 1STt allge-
meın Menschliches.“® Diese Formulierung des evangelischen Theologen

Lohfink, Gesellschaftlicher Wandel un das Antlıitz des wahren Gottes, 1m Sammelband:
Studien ZAHE biblischen Theologie, /4,
Manfred GOörg, In Abrahams Schoftß Düsseldorf 1993; 11L
Richard Schröder, Deutsche Rıchterzeitung. 1994
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und Philosophen Rıchard Schröder zeıgt auf, da{fß die Anerkennung eıner
auf Recht und Gerechtigkeıit bauenden besseren Welt nıcht unbedingt den
jüdisch-christlichen Glauben eınen SchöpfergottZ Das
MU 1n eıner staatlıchen Ordnung, die prinzıpiell Bekenntnis- und Ge-
wıssenstreıiheıt yarantıert, W1€ das sowohl in Deutschland als auch 1in Is-
rael (und 1n allen anderen Staaten, die derselben „Verfassungsfamıilıe“
gehören) der Fall 1St, betont werden.
Gleichwohl sCe1 darauf hingewlesen, da{ß ach Forschungsergeb-
nıssen die 11 Buch Deuteronomıiıum als „Mosesreden stilisıerten“ Verhal-
tensnormen!‘ Aaus der Rechtsprechung des VO Könı1g Josaphat (870 bıs 849

Chr:) 1in Jerusalem eingerichteten Zentralgerichts (2 Chr 1i {f.) ent-
wickelt worden sınd Der Betheler Alttestamentler Frank Crüusemann
kommt tolgendem eindeutigen Schlufß: „Die Entscheidungen des (7e-
richts haben dieselbe Bedeutung und denselben Rang W1€e die Rede des
Moseund Philosophen Richard Schröder zeigt auf, daß die Anerkennung einer  auf Recht und Gerechtigkeit bauenden besseren Welt nicht unbedingt den  jüdisch-christlichen Glauben an einen Schöpfergott voraussetzt. Das  muß in einer staatlichen Ordnung, die prinzipiell Bekenntnis- und Ge-  wissensfreiheit garantiert, wie das sowohl in Deutschland als auch in Is-  rael (und in allen anderen Staaten, die derselben „Verfassungsfamilie“ an-  gehören) der Fall ist, betont werden.  Gleichwohl sei darauf hingewiesen, daß nach neuesten Forschungsergeb-  nissen die im Buch Deuteronomium als „Mosesreden stilisierten“ Verhal-  tensnormen’ aus der Rechtsprechung des von König Josaphat (870 bis 849  v. Chr.) in Jerusalem eingerichteten Zentralgerichts (2 Chr 19,5 ff.) ent-  wickelt worden sind. Der Betheler Alttestamentler Frank Crüsemann  kommt zu folgendem eindeutigen Schluß: „Die Entscheidungen des Ge-  richts haben dieselbe Bedeutung und denselben Rang wie die Rede des  Mose ... Das Jerusalemer Obergericht entscheidet mit der Autorität des  Mose und hat seine Kompetenz. Es spricht im Namen des Mose und  schreibt seine Übermittlung des Jhwh-Willens fort.“® Ganz profan und  aus einer anderen als der üblichen Perspektive gesehen: Mose war der  Name, unter dem dieses Gericht die Grundsätze seiner ständigen Recht-  sprechung publizierte.  Die Idee, diesen Mose nicht selbst als originären Gesetzgeber anzusehen,  sondern lediglich als Übermittler des Willens und der Weisheit desjeni-  gen, der als Schöpfergott die Welt geschaffen hat, war und ist einmalig. Sie  bewirkt Akzeptanz und Respekt vor diesem Richterrecht der „Priesterju-  risten“, dem die besondere Dignität als geoffenbarter Wille des Schöpfer-  gottes beigelegt wird: denn man hatte es mit einem „halsstarrıgen Volk“*  zu tun, dem zudem abgenötigt wurde, sich ganz anders als die Völker sei-  ner Umwelt zu verhalten. Dies alles war aber die Conditio sine qua non,  die nicht hinwegzudenkende Bedingung dafür, daß nach einem langen  7) Im Hebräischen gibt es, wie mir Haim Cohn erläutert hat, keinen dem Begriff „Moral“  adäquaten Ausdruck. Die heute übliche Scheidung in zwangsweise durchsetzbare Rechts-  normen und allein im Gewissen verpflichtende ethische Normen war in der uns heute geläu-  figen Form unbekannt. Es gab auch keine Gewaltenteilung.  8) Frank Crüsemann, Die Tora. München 1992. 120 ff.  9) Wenn es in Exodus 32,9 ff. Mose gelingt, Gottes Zorn zu besänftigen und ihn davon abzu-  bringen, dieses „halsstarrige Volk“, das die ihm zugedachten Gesetzestafeln nicht haben  will, zu vernichten, erhöht das natürlich den Respekt vor diesem Mose und erleichtert allen  seinen „Amtsnachfolgern“ das mühselige Geschäft, das Volk beim Gesetz zu halten.  FrRu NF 4/1996  267Das Jerusalemer Obergericht entscheıidet mıiıt der Autorität des
Mose und hat se1ıne KOmpetenz: Es spricht 1mM Namen des Mose und
schreıibt seıne Übermittlung des Jhwh-Willens tort  <C8 (3anz profan und
AUS eıner anderen als der übliıchen Perspektive gesehen: Mose W arlr der
Name, dem dieses Gericht die Grundsätze seıner ständigen Recht-
sprechung publizıierte.
Die Idee, diesen Mose nıcht selbst als orıgınären Gesetzgeber anzusehen,
sondern lediglich als UÜbermiuttler des Wıllens und der Weisheıt desjen1-
SCIL,; der als Schöpfergott die Welt geschaffen hat; Wr und 1St einmalıg. S1ıe
ewirkt Akzeptanz und Respekt VOXE diesem Richterrecht der „Priesterju-
rısten“ , dem die besondere Dıgnität als geoftenbarter Wıille des Schöpfter-
ZOLLES beigelegt wırd enn Ianl hatte CS MI1t eınem „halsstarrıgen Volle®?

tun, dem zudem abgenötigt wurde, sıch Sanz anders als dıie Völker sSe1-
Ner Umwelt verhalten. Dies alles W ar aber die Condiıitio sıne JUa NO
die nıcht hinwegzudenkende Bedingung dafür, da{ß ach eiınem langen

Im Hebräischen oibt es, wıe mır Haım Cohn erläutert hat, keinen dem Begrift „‚Moral“
adäquaten Ausdruck. Dıie heute übliche Scheidung 1n ZWangSWeISeE durchsetzbare Rechts-
OTINECINMN un! alleın 1mM Gewiıissen verpflichtende ethische Normen W ar in der u1ls heute geläu-
figen Form unbekannt. Es yab auch keine Gewaltenteilung.

8) Frank Crüsemann, Die Tora München 1992 120 +
Wenn 1ın Fxodus Z ff Mose gelingt, (Csottes orn besänftigen un: iıh davon abzu-
bringen, dieses „halsstarrıge Volk“, das die ıhm zugedachten Gesetzestateln nıcht haben
will, vernichten, erhöht das natürlich den Respekt VOT diesem Mose un: erleichtert allen
seınen „Amtsnachfolgern“ das mühselige Geschäft, das Volk beım (esetz halten.
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evolutionären Prozef(ß heute (wenn auch och nıcht überall und aUSsreli-
chend) menschlichen Menschenrechten Geltung verschafft wiırd Wer 111
und Mag, ann auch durch diese rational-protfane Argumentatıon ZUTF An-
erkennung des die Geschichte durchwehenden göttlichen elıstes gelan-
gChHh
Das Besondere, das den jüdischen Staat der Gegenwart mı1t dem der An
tike verbindet, 1sSt die be] beiden gegebene Dominanz des Rechtes. uch
heute och siınd die Juden stolz darauf, das Volk des (Gesetzes 1m Lande
des (Gesetzes se1IN.
So ann CS enn Zukunftsziel se1n, darauf hinzuwirken, da Menschen-
rechte 1m nationalen und internationalen Bereich ımmer weıter posıtıviert
und iıhre Geltung durch entsprechende Institutionen immer besser Dr
währleistet wırd [)as tührt sowen1g Z} Paradıes auf Erden, W1€ die
Fortschritte der Medizın Tod und Krankheıt 4141571 ORFeN können. Gleich-
ohl macht das die Erde menschlicher.
Israel, auf dessen Boden diese Vısıon empfangen wurde und das ıhr
mannıigfaltig und einprägsam Ausdruck verlieh, zeıgt ‚881 seıner Gegen-
wartsgeschichte aber auch, da{ß ıdeales Denken mı1t Realitätssinn verbun-
den se1ın mufß, als konkreter Staat 1n eıner konkreten Umwelt überle-
ben können. Als Staat der Gegenwart ATın Israel HAL exıistieren, W C111

CS WwW1e€ alle Staaten Macht kumuliert, sıch ach aufßen verteidigt, ach
ınnen Ordnung aufrechterhält, Freunde 1n der Welt gewınnt und mıt Se1-
I8(40| Nachbarn 1n Frieden ehbt
Meınen Gesprächspartner, Haım Cohn, rägte iıch eım Abschied, ob
ennn MI dem, W 4S 1n Israel selmt der Staatsgründung erreicht wurde,
frieden s@e1. Ich verglich den aufßeren Zustand des damals sotort VO seınen
Nachbarn angegriffenen Staates mıt dem Jjetzıgen, weıt pesicherteren: Er
aıntworftifefie mıir: „Wır damals Idealisten. Wır wollten eınen Staat
mi1t 1e] Gerechtigkeit schaften. Wır kamen nıcht dazu; weıl WIr uns 1M-
HAGE wıeder verteidigen mußten. Gewiß, WI1r haben 1e] erreıicht, aber doch
nıcht das;, W 4S WI1Ir erreichen wollten. Vielleicht, da{ß uUuNseTEC Enkel CS schaf-
ten werden.“
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